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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


1. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


2. Abgeordneter 

Krammig 


3. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


4. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


5. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


6. Abgeordneter 
Erhard 

(Bad Schwalbach) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, die im 
Zeitraum zwischen der DM-Kursfreigabe und 
der Suspendierung der Absicherungssteuer 
fällig gewordene Steuer zu erstatten? 

Nachdem der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen mir am 
9. April 1969 auf die in der 228. Sitzung der 
5. Wahlperiode am 24. April 1969 gestellte Zu- 
satzfrage schriftlich mitgeteilt hat, daß der 
Zollverwaltung in Kürze vorab die Bestim- 
mungen der Betriebsprüfungsordnung (Steuer) 
bekanntgegeben würden, die für den Betriebs- 
prüfungsdienst Zoll verbindlich sind, frage ich, 
ob diese Zusage inzwischen erfüllt worden ist; 
wenn nein, welche Gründe der Erfüllung die- 
ser Zusage heute noch entgegenstehen? 

Auf welche Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, den durch die Erhöhung des Arbeitneh- 
merfreibetrages um 240 DM bei den Gemein- 
den eintretenden Einnahraeverlust in Höhe 
von 120 Million DM auszugleichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Anteil der 
Gemeinden an der Mineralölsteuer zu erhöhen 
und dem gestiegenen Finanzbedarf der Ge- 
meinden auf dem Gebiet der Verkehrsinfra- 
strukturen anzugleidien? 

Wird die Bundesregierung den Entwurf eines 
Gesetzes zur Anhebung der Kilometerpau- 
schale im Zoneniandgebiet vorlegen, um den 
Arbeitnehmern dafür einen Ausgleich zu ver- 
schaffen, weil sie wegen der schlechten Ver- 
kehrsbedingungen weit mehr als in anderen 
Bereichen auf eigene Kraftfahrzeuge zur Fahrt 
zum Arbeitsplatz angewiesen sind? 

Hält die Bundesregierung die vom Hessischen 
Gemeindetag an seine Mitgliedsgemeinden 
ausgesprochene Empfehlung, die Gewerbe- 
steuerhebesätze auf Grund des Gemeindefi- 
nanzreformgesetzes auf 300 V. H. zu erhöhen, 
im Rahmen regionaler und struktureller Wirt- 
schaftspolitik für zweckmäßig? 


7. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, der Empfehlung 
Erhard des Hessischen Gemeindetages oder einer un- 

(Bad Schwalbach) abhängig davon generell erfolgenden Er- 
höhung der Gewerbesteuerhebesätze entge- 
genzuwirken? 
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8. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung nach Erlaß des Ur- 

Dr. Haack teils des Bundesfinanzhofes zur Kilometerpau- 

schale eine Möglichkeit, daß die Finanzämter 
vorliegende Einsprüche gegen die Herabset- 
zung der Kilometerpauschale gebührenfrei 
ablehnen, nachdem seinerzeit die Steuerzahler 
vom ADAC geradezu aufgefordert worden 
waren, gegen Steuerbescheide Einspruch zu 
erheben? 

9 . Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Einkom- 

Dr. Apel mensgrenze in Höhe von 24 000 DM jährlich, 

die Lohnsteuerpflichtige verpflichtet, zusätz- 
lich eine Einkommensteuererklärung ihrem 
Finanzamt gegenüber abzugeben, so zu er- 
höhen, daß diese zusätzliche Belastung nur, 
wie ursprünglich beabsichtigt, wenige Lohn- 
steuerpflichtige trifft? 

10 . Abgeordneter Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, 

Dr. Apel daß der deutschen Alkohol- und Branntwein- 

wirtschaft am 1. Januar 1970 bei Ablauf der 
Übergangszeit der EWG keine Nachteile da- 
durch entstehen, daß nach Artikel 37 Abs. 1 
EWG-Vertrag § 3 des westdeutschen Brannt- 
Veinmonopolgesetzes außer Kraft treten müß- 
te, eine EWG Alkohol-Marktordnung mit ein- 
heitlichen Preisen aber nicht vorhanden sein 
wird und damit die Gefahr besteht, daß be- 
trächtliche Wettbewerbsverfälschungen bei der 
Preisgestaltung eingeführter Spirituosen unse- 
re einheimischen Spirituosenhersteller bedro- 
hen? 

11. Abgeordneter Welches sind die Gründe dafür, daß bei Ge- 

Mursch schäftsreisen nach Frankreich unter bestimm- 

(Soltau-Harburg) ten Umständen — wie sie in dem Artikel der 

ADAC Motorwelt vom November 1969, Seite 
92, geschildert sind — Zölle und sonstige Ab- 
gaben für den benutzten Wagen zu bezahlen 
sind? 

12. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Mursch durch Verhandlungen mit Frankreich auf eine 

(Soltau-Harburg) Änderung der geltenden Zollbestimmungen 

hinzuwirken? 

13. Abgeordneter Werden für das Haushaltsjahr 1970 entspre- 

Dr. Hauser chende Mittel zur Beseitigung ehemaliger 

(Sasbach) Westwallbunker vorgesehen, damit nunmehr 

auch Bunkerruinen der Dringlichkeitsstufe I b 
entfernt werden können, die anläßlich der Be- 
sichtigung durch das frühere Bundesschatz- 
ministerium im Herbst 1966 als außerordent- 
liche Gefahrenquelle anerkannt und deshalb 
zur Beseitigung vorgesehen sind, aber in die 
Dringlichkeitsstufe I b eingeteilt wurden und 
damit erst entfernt werden sollen, wenn die 
als besonders vordringlich abzutragenden Rui- 
nen der Dringlichkeitsstufe I a (besonders 
dringende Fälle) und II a (Behinderung der 
Flurbereinigung) entfernt sind? 
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14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, aus der Be- 
Dr. Warnke kräftigung der Vorzugsstellung des Zonen- 

randgebiets in der Regierungserklärung die 
Konsequenzen zu ziehen und im Falle einer 
weiteren Verbesserung der Steuervergünsti- 
gungen für Arbeitnehmer in Berlin gleichzei- 
tig auch den Arbeitnehmern im Zonenrandge- 
biet eine Steuerbegünstigung zu gewähren? 

Ist die Bundesregierung bereit, Schritte zur 
Vermeidung derjenigen sozialen Härten zu 
unternehmen, die dadurch entstehen können, 
daß die Stationierungsstreitkräfte in Deutsch- 
land, insoweit der deutsche Beitrag zu den 
Stationierungskosten in der Währung der 
Entsendestaaten bezahlt wird, die ihnen durch 
die DM-Aufwertung entstehende Mehrbela- 
stung bei der Bezahlung ihrer deutschen Ar- 
beitnehmer durch Einstellungsstops und Ent- 
lassungen ausgleichen wollen? 

16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Minister- 

Didigans rat der Europäischen Gemeinschaften konkrete 

Vorschläge vorzulegen mit dem Ziel, neben 
den nationalen Münzen auch europäische 
Münzen in den Verkehr zu bringen? 

17. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung den 

Ridiarts Steuerausfall, wenn der Mehrwertsteuersatz 

für Wein dem Steuersatz für andere Agrar- 
produkte angepaßt wird? 

18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Finanzbe- 

Fellermaier hörden anzuweisen, auf eine Gebührenerhe- 

bei der Übernahme von Einsprüchen hinsicht- 
lich der seinerzeitigen Reduzierung der Kilo- 
meterpauschale zu verzichten? 

19. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Feilermaier daß diese Weisung aus Billigkeitsgründen ge- 

genüber den betroffenen Arbeitnehmern er- 
folgen sollte, die diese seinerzeit oft erst nach 
öffentlicher Aufforderung von Automobilver- 
bänden und Gewerkschaftsorganisationen im 
Hinblick auf das Verfahren vor dem Bundes- 
verfassungsgericht eingelegt haben? 

20. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Vermö- 

Mertes genspolitik auch durch weitere Privatisierung 

von wirtschaftlichem Bundesvermögen fort- 
zusetzen und in welcher Form? 

21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Aus- 

Jung legung und Anwendung tariflicher Bestimmun- 

gen im Zollverkehr auf französischer Seite 
zum Beispiel bei Druckerzeugnissen, die über 
Weißenburg und Saarbrücken geliefert wer- 
den, sehr unterschiedlich gehandhabt wird? 


15. Abgeordneter 

Pieroth 
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22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Verhand- 
Jung lungen mit der französischen Regierung eine 

einheitliche Auslegung und Anwendung der 
Zollbestimmungen zu erreichen? 


23. Abgeordneter Nachdem am 3. November 1969 ein Abkom- 

Erhard men zwischen den Regierungen der Bundes- 

(Bad Schwalbach) republik Deutschland und der französischen 
Republik über die steuerliche Behandlung von 
Straßenfahrzeugen unterzeichnet wurde, frage 
ich die Bundesregierung, ob mit diesem Ab- 
kommen die Einführung einer allgemeinen 
Straßenbenutzungsgebühr in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erschwert werden könnte? 


24. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß Ziegelwerke im Zonen- 
Weigl randgebiet, z. B. das Ziegelwerk Waldsassen, 

seit der Einführung der Straßengüterverkehr- 
steuer gegenüber Betrieben der gleichen 
Branche, die infolge eines günstigeren Stand- 
ortes den größten Teil ihres Absatzes im Nah- 
verkehrsbereich unterbringen können und 
trotzdem den ermäßigten Steuersatz bezahlen, 
große Wettbewerbsnachteile hinnehmen müs- 
sen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


25. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Hält die Bundesregierung norddeutsche Poli- 
tiker für befähigter, Verhandlungen mit Groß- 
britannien zu führen, als süddeutsche, nach- 
dem Bundeskanzler Brandt gegenüber der bri- 
tischen Zeitung Times zur Charakterisierung 
der deutsch-englischen Beziehungen das Über- 
gewicht der Norddeutschen in der neuen Bun- 
desregierung hervorgehoben und behauptet 
hat, „diese hätten mehr gemeinsam mit den 
Engländern als die mehr mit Frankreich liier- 
ten südlichen Christdemokraten des früheren 
Bundeskabinetts" ? 


26. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Hält es die Bundesregierung angesichts dieser 
Äußerungen für richtig, die außenpolitischen 
Notwendigkeiten den angeblichen nachbar- 
schaftlichen Sympathien der Norddeutschen zu 
den Engländern und der Süddeutschen zu den 
Franzosen anzupassen oder ist sie nicht viel- 
mehr der Meinung, daß sich die Außenpolitik 
nach sachlichen Erwägungen richten solle? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

27, Abgeordneter In welcher Höhe sind seit Einführung des 
Wurbs Wohngeldgesetzes von der öffentlichen Hand 

bisher Mietbeihilfen gewährt worden und wie 
wird sich dieser Ausgabenblock in den näch- 
sten Jahren voraussichtlich weiterentwickeln? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

28. Abgeordneter Trifft es zu, daß im öffentlichen Gesundheits- 

Flämig dienst vieler Bundesländer ein bedrohlicher 

Nachwuchsmangel an qualifizierten Ärzten 
herrscht und daß in der derzeitigen Situation 
nicht damit zu rechnen ist, daß die infolge 
Überalterung der Amtsärzte immer größer 
werdenden Personallücken zufriedenstellend 
geschlossen werden können? 

29. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Teile 

Walkhoff der Studentenschaft (z. B. Angehörige der Uni- 

versität Münster) in Bonn Protestdemonstra- 
tionen gegen die Bundesregierung planen, 
weil sich Studenten, die Unterhaltsansprüche 
gegen den Staat haben (z. B. aus dem Bundes- 
beamtengesetz, dem Bundesversorgungsgesetz, 
dem Bundesbesoldungsgesetz, der Reichsver- 
sicherungsordnung, dem Bundeskindergeldge- 
setz u. a. m.), durch die in diesen Gesetzen 
enthaltene sogenannte Heiratsklausel finan- 
ziell benachteiligt fühlen, indem sie bei Ein- 
gehung einer Ehe dieser Ansprüche grund- 
sätzlich verlustig gehen? 

30. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung in abseh- 

Walkhoff barer Zeit eine Aufhebung der „Heiratsklau- 

sei" in den einschlägigen Gesetzen? 

31. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Bestimmungen 

Grüner in zahlreichen Gesetzen noch für zeitgemäß, 

nach denen die übliche Weitergewährung von 
Kindergeld, Halb- und Vollwaisenrente im 
Falle einer Schul- oder Berufsausbildung über 
das 18. Lebensjahr hinaus bis zur Vollendung 
des 25. bzw. 27. Lebensjahres davon abhängig 
gemacht wird, daß die Betroffenen ledig sind? 

32. Abgeordneter Bis wann und in welcher Form sieht die 

Grüner Bundesregierung eine Möglichkeit, entspre- 

chende Gesetzesänderungen vorzuschlagen? 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/ 104 


33. Abgeordneter 

Dr. Enders 


34. Abgeordneter 

Dr. Enders 


35. Abgeordneter 

Bay 


36. Abgeordneter 
Bay 


37. Abgeordneter 

Weigl 


38. Abgeordneter 

Dr. Rutschke 


Hält die Bundesregierung trotz steigender Ein- 
kommen weiterhin an den seit 1962 in Kraft 
getretenen Richtlinien fest, wonach Sozialhilfe 
nur gewährt wird, wenn die Barbeträge oder 
sonstigen Geldwerte der Antragsteller bei 
Ledigen 1000 DM und bei Verheirateten 
1500 DM nicht übersteigen? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfer- 
tigt, daß Sozialhilfeempfänger, die für Not- 
fälle Geld von ihrer Sozialhilfe ansparten, die 
Beträge wieder abführen müssen, die über den 
genannten Richtwerten liegen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die alar- 
mierende Gefährdung des menschlichen Le- 
bens auf der Erde durch Zerstörung der le- 
benserhaltenclen Systeme mittels chlorierter 
Kohlenwasserstoffverbindungen, z. B. DDT, 
wie sie u. a. in dem „utopischen Bericht" von 
Professor Dr. Paul Ehrlich von der Stanford 
Universität dargelegt wird (vgl, „Der Spiegel" 
Nr. 48/1969, Seite 193), zumal dieser Bericht 
in die Protokolle des Kongresses der USA auf- 
genommen worden ist? 

Was gedenkt die Bundesregierung zur Abwen- 
dung der „ökologischen Katastrophe" beizu- 
tragen, die u. a. von der weltweiten Verseu- 
chung der menschlichen Umwelt durch stabile 
Insektizide wie DDT und durdi andere Gift- 
stoffe zu erwarten ist? 

Wie groß ist der Mehrbedarf an Ärzten, wenn 
im drei- oder fünfjährigen Rhythmus Vor- 
sorgeuntersuchungen für alle Arbeitnehmer 
durchgeführt werden? 

Stimmen die Angaben über wieder steigende 
Zahlen von Kinderlähmungsfällen in der Bun- 
desrepublik Deutschland, und worauf sind 
diese nach Meinung der Bundesregierung zu- 
rückzuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


39. Abgeordneter In welcher Form gedenkt die Bundesregierung 
Mertes entsprechend der Forderung der Deutschen 

Journalistenunion die Initiative für ein Bun- 
despresserahmengesetz zu ergreifen? 


40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Stücklen das erstmalige Gastspiel einer deutschen Da- 

menhandballmannschaft in Israel, nämlich des 
deutschen Meisters 1. FC Nürnberg beim Mei- 
ster von Israel, Maccabi Harazin Ranat Gan, 
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im Rahmen des Europacups für Damenmann- 
schaften der nationalen Repräsentation diente 
und ist die Bundesregierung bereit, sich an 
den Kosten dieser Begegnung durch einen 
entsprechenden Zuschuß zu beteiligen? 


41. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 

Peiter der Neuregelung der Höchstgrenze nach § 53 

Abs. 4 SVG durch Artikel VII des Zweiten 
Besoldungsneuregelungsgesetzes vom 14. Mai 
1969 für die ehemaligen Berufssoldaten, die 
als Anwärter des gehobenen Dienstes in den 
öffentlichen Dienst eingetreten sind, ab 1. Ja- 
nuar 1970 ein Einkommensverlust bis zu 250 
DM pro Monat eintritt? 


42. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Initiative er- 
Peiter greifen, damit diese Einkommensverluste auf- 

gehoben bzw. gemindert werden? 


43. Abgeordneter Weshalb will das Bundesministerium des In- 
Strohmayr nern für die Beamten des Grenzschutzeinzel- 

dienstes (Paßkontrolldienst) die blaue Dienst- 
kleidung durch grüne Uniformen des Bundes- 
grenzschutzes ersetzen, nachdem der Haus- 
haltsausschuß des Deutschen Bundestages 
möglicherweise organisatorische Veränderun- 
gen Vorschlägen wird, wenn zum 1. Juni 1970 
der Erfahrungsbericht über Versuche mit einer 
rationelleren Grenzabfertigung vorliegt? 


44. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für zulässig und 
Koppler notwendig, wenn der Bundeskanzler, der die 

Richtlinien der Regierungspolitik bestimmt, 
sich der Fragestunde als eines Instruments 
bedient, um sich durch Fragen an ein anderes 
Mitglied der Bundesregierung Aufklärung 
über die der Regierungspolitik zugrundelie- 
genden Tatsachen zu verschaffen und diesem 
Mitglied durch die Fragestellung bei der Dar- 
stellung und Interpretation der Regierungs- 
politik zu sekundieren? 


45. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vereinbar mit 
Benda dem Grundgesetz und den Prinzipien der par- 

lamentarischen Demokratie, wenn durch eine 
aktive Betätigung der Parlamentarischen 
Staatssekretäre im Parlament in ihrer Doppel- 
rolle als Mitglieder des Deutschen Bundes- 
tages und als Mitglieder der Exekutive inso- 
fern, als sie Regierungsmitgliedern „zur Unter- 
stützung beigegeben" sind, die verfassungs- 
rechtlich geforderte Trennung zwischen Exe- 
kutive und Legislative bei der Gesetzgebungs- 
arbeit und der Kontrolle der Regierung durch- 
brochen wird? 
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46. Abgeordneter Wann und in welcher Weise beabsichtigt die 

Benda Bundesregierung, ihre konkreten Vorstellun- 

gen über die Rolle der Parlamentarischen 
Staatssekretäre in Regierung und Parlament 
vorzulegen, nachdem Äußerungen von Mini- 
stern und Parlamentarischen Staatssekretären 
in der Öffentlichkeit den Eindruck entstehen 
lassen, daß sie von dieser Rolle Vorstellungen 
hat, deren Verwirklichung verfassungsrecht- 
licher und gesetzlicher Regelungen bedarf? 


47. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, falls sie 
Koppler konkrete Vorstellungen über die weitere Aus- 

gestaltung der Institution des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs entwickeln will, die sich 
aus seiner Doppelfunktion ergebenden Pro- 
bleme seiner Stellung und Funktion im Parla- 
ment einer sorgfältigen Prüfung zu unterzie- 
hen, und beabsichtigt sie, insbesondere mit 
den zuständigen Organen des Deutschen Bun- 
destages diese Problematik zu erörtern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


48. Abgeordneter 

Bäuerle 

49. Abgeordneter 

Picard 


50. Abgeordneter 

Picard 


51. Abgeordneter 

Hirsch 


52. Abgeordneter 

Hirsch 


53. Abgeordneter 

Dr, Brand 
(Pinneberg) 


Wird die Bundesregierung das Wirtschafts- 
strafrecht betreffend den Mietwucher ändern? 

Auf welche Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung dafür zu sorgen, daß, wie im Falle des 
kürzlich in einem Wiederaufnahmeverfahren 
von der Anklage wegen Mordes mangels Tat- 
verdachts freigesprochenen Hans Hetzel, Fehl- 
urteile auf Grund von Gutachten vermieden 
bzw. Wiederaufnahmeverfahren crleichert 
werden? 

Was hält die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang von einer zweiten Tatsachenin- 
stanz für Strafkammern und Schwurgerichte? 

Gibt es nach Auffassung der Bundesregierung 
bestimmte wiederkehrende Ursachen, auf die 
sich die schwerwiegenden Fehlurteile ver- 
gangener Jahre, in denen Angeklagte zu Un- 
recht wegen Mordes verurteilt worden sind 
(Fälle Burkert, Rohrbach, Pitz, Lettenbauer, 
Hetzel), zurückführen lassen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, wie man die Gefahr von Fehlurteilen, 
wie in den Fällen Burkert, Rohrbach, Pitz, 
Lettenbauer und Hetzel, einschränken könnte? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die schon 
seit langem erhobene Forderung, bei Kapital- 
verbrechen, für die es bisher nur eine einzige 
Tatsacheninstanz (Schwurgericht) gibt, eine 
zweite Tatsacheninstanz vorzusehen? 
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54. Abgeordneter 

Dr. Brand 
(Pinneberg) 


55. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


56. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


57. Abgeordneter 

Dürr 


58. Abgeordneter 

Dürr 


59. Abgeordneter 

Dr. de With 


60. Abgeordneter 

Dr. de With 


61. Abgeordneter 

Freiherr Ostman 
von der Leye 


Ist die Bundesregierung bereit, schon vor der 
Durchführung der großen Strafrechtsreform 
eine Novelle zur Strafprozeßordnung vorzu- 
legen, in der für die bisher in die Zuständig- 
keit des Schwurgerichts fallenden Strafsachen 
eine zweite Tatsacheninstanz vorgeschlagen 
wird? 

Warm wird die Bundesregierung einen Ge- 
setzentwurf vorlegen, der eine Reform der aus 
dem Jahre 1898 und 1904 stammenden Gesetze 
Über die Entschädigung für unschuldig erlit- 
tene Haft und Untersuchungshaft vorsieht? 

Aus welchen Gründen hat sich die Vorlage 
eines Regierungsentwurfs zur Neuordnung des 
geltenden Entschädigungsrechts für zu Unrecht 
erlittene Haft verzögert, obwohl das Bundes- 
ministerium der Justiz schon vor über einem 
Jahr einen Referentenentwurf fertiggestellt 
hat und in der Öffentlichkeit und Wissen- 
schaft schon seit langer Zeit eine baldige Re- 
form gefordert wird? 

Würde es nach Ansicht der Bundesregierung 
zweckmäßig sein, die Strafprozeßordnung (§ 
244 Abs. 4, § 245) so zu ändern, daß künftig bei 
Fällen, in denen jemand wegen bestimmter 
schwerer Kapitalverbrechen angeklagt wird, 
von Amts wegen zwei voneinander unab- 
hängige Sachverständige zu bestellen sind, so 
daß die einseitige Begünstigung vermögender 
Angeklagter, die gemäß § 245 Satz 1 StPO auf 
eigene Kosten Sachverständige zur Hauptver- 
handlung laden können, beseitigt wird? 

Wäre es zweckmäßig, die Auswahl und Bestel- 
lung eines zweiten oder weiteren Sachverstän- 
digen der Verteidigung des Angeklagten zu 
überlassen, wobei die entstehenden Kosten 
von der Staatskasse übernommen werden? 

Wie ist der Stand der Vorarbeiten für eine 
Reform des Strafverfahrensrechts, zu der die 
Bundesregierung durch einen einstimmigen 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
24. Juni 1964 aufgefordert wurde? 

Hält die Bundesregierung Änderungen des 
Rechtes der Wiederaufnahmeverfahren für 
zweckmäßig? 

Was hält die Bundesregierung von der Ansicht 
des namhaften Gerichtsmediziners Professor 
Dr. Otto Prokop (Humboldt-Universität in 
Berlin), das Risiko fehlerhafter gerichtsmedizi- 
nischer Gutachten ließe sich möglicherweise 
dadurch verringern, daß Gutachten nicht von 
einzelnen Ordinarien, sondern von einem 
Team gleichberechtigter Wissenschaftler oder 
einer ganzen Fakultät erstellt werden (vgl. 
„Der Spiegel" Nr. 46/1969, Seite 114)? 
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62. Abgeordneter Auf welche Weise könnte erreicht werden, daß 
Freiherr Ostman gerichtsmedizinische Gutachten in Zukunft 
von der Leye nicht allein in der Verantwortung eines Ordi- 
narius erstellt und abgegeben werden, sondern 
von einem Team, das aus mehreren gleichbe- 
rechtigten, auf verschiedenen Gebieten spezia- 
lisierten Experten besteht? 

63. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, einen Ent- 

Dr. Arnold wurf für ein neues GmbH-Gesetz vorzulegen? 

64. Abgeordnete Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Ande- 

Frau Dr. Diemer- rung von § 5 des Deutschen Richtergesetzes 
Nicolaus vorzuschlagen, die andere juristische Aus- 

bildungen ermöglicht, darunter auch die Inte- 
grierung von theoretischer und praktischer 
Ausbildung in einem einstufigen Ausbildungs- 
gang mit stärkerer Einbeziehung der Sozial- 
wissenschaften? 

65. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen 

Varelmann zu ergreifen, die der wucherischen Entwick- 

lung des Erbbauzinses im Bereich des sozialen 
Wohnungsbaus begegnen und welche Preis- 
steigerung hält die Bundesregierung im Be- 
reich des Erbbauzinses für Gelände, das dem 
sozialen Wohnungsbau dient, für vertretbar? 

66. Abgeordneter Wäre es nicht angebracht, die Preissteigerung 

Varelmann für Erbbaugrundstücke, die den Wohnungen 

für einkommensschwache Familien dienen, im 
Rahmen der Steigerung der Lebenshaltungs- 
kosten zu begrenzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


67. Abgeordneter Trifft die Meldung in der Süddeutschen Zei- 

Dr. Warnke tung vom 18. November zu, wonach zwischen 

der Bundesregierung und dem Berliner Senat 
nahezu vollständige Übereinstimmung besteht, 
■zum 1. Januar 1970 in Berlin den Arbeitneh- 
mern eine Prämie von 8Vo des Bruttolohnes 
sowie einen Kinderzuschlag von 20 DM je 
Kind zu gewähren? 

68. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Wolfram die derzeitige Koksmangellage nicht auf die 

Energiepolitik der letzten drei Jahre oder auf 
die Neuordnung des Ruhrbergbaus zurückzu- 
führen ist, sondern auf die Tatsache, daß von 
1957 bis 1966 zwar Kokereien stillgelegt, aber 
keine neuen Kokereien gebaut worden sind? 
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69. Abgeordneter 

Wolfram 


70. Abgeordneter 
Barche 


71. Abgeordneter 

Barche 


72. Abgeordneter 

Zander 


73. Abgeordneter 

Zander 


74. Abgeordneter 

Pieroth 


75. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß an der 
Ruhr z. Z. nur zwei neue Koksbatterien ge- 
plant bzw. in Bau sind, die frühestens 1971 in 
Betrieb genommen werden können, wobei es 
mit der Bergbehörde gewisse Schwierigkeiten 
in der Frage gibt, ob es sich um Ersatz- oder 
Neubauten handelt, und sieht die Bundesre- 
gierung eine Möglichkeit, auf die Ruhrkohle 
AG einen wirksamen Einfluß auszuüben, mög- 
lichst bald die Investitionsentscheidung über 
den Bau von mindestens einer neuen Großko- 
kerei zu treffen? 

Welche Auswirkungen werden die zu erwar- 
tenden europäischen Auftragsvergaberichtli- 
nien für öffentliche Aufträge auf die Bauwirt- 
schaft in der Bundesrepublik Deutschland ha- 
ben, zumal die untere Auftragsschwelle bei 
240 000 DM liegen soll und im Gegensatz zu 
Belgien, Luxemburg und Italien in der Bun- 
desrepublik Deutschland noch keine Qualifika- 
tionslisten bestehen? 

Aus welchen prinzipiellen Gründen hat, wie es 
behauptet wird, die Bundesregierung die Auf- 
stellung von Qualifikationslisten für die Bau- 
wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
ab ge lehnt? 

Hat die Bundesregierung in der Gesprächs- 
runde der „Konzertierten Aktion" vom 24. No- 
vember 1969 zum Ausdruck gebracht, daß kon- 
zertiertes Verhalten der Unternehmungen in 
der gegenwärtigen konjunkturellen Situation 
in Preisdisziplin bestehen müßte? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Preissenkungen in solchen Wirtschaftszwei- 
gen, in denen überdurchschnittliche Produkti- 
vitätssteigerungen oder Kostensenkungen 
durch die Aufwertung zu verzeichnen sind, 
möglich sind? 

Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, daß 
in strukturschwachen Gebieten angelegte öf- 
fentliche Mittel dadurch ihren Zweck verfeh- 
len, daß von ihnen geförderte exportintensive 
Betriebe durch die ihnen aus der DM-Aufwer- 
tung entstehenden Einbußen nicht mehr in der 
Lage sind, die mit der Zuweisung dieser öf- 
fentlichen Mittel verbundenen Ziele zu erfül- 
len, weil für sie keine Maßnahmen zum Aus- 
gleich der genannten Einbuße getroffen wer- 
den? 

Treffen Nachrichten zu, nach denen sich jetzt 
die angekündigten Befürchtungen bestätigen, 
daß die deutschen Fremdenverkehrsgebiete in 
der vor uns liegenden Winter- und Frühjahrs- 
saison nun doch mit erheblichen negativen 
Auswirkungen und Belastungen als Folge der 
Aufwertung zu rechnen haben? 
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76. Abgeordneter Ist die Bundesregierung darüber unterrichtet, 
Dr. Gleissner daß die Fremdenverkehrsgebiete der Nachbar- 
länder in diesem Winter bereits ausverkauft 
und überfragt sind, wie noch nie zuvor, wäh- 
rend sich in den deutschen Fremdenverkehrs- 
gebieten eine gegenteilige Entwicklung ab- 
zeichnet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


77. Abgeordneter 

Flämig 


78. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


79, Abgeordneter 

Dr. Gölter 


80. Abgeordneter 

Lenders 


81. Abgeordneter 

Lenders 


Hält die Bundesregierung den Anteil von 
760 000 DM, der alljährlich an den Verband 
Deutscher Naturparke e. V. aus dem Bundes- 
haushalt gezahlt wird, für einen ausreichen- 
den Anteil, um die für die Erholung der Be- 
völkerung erforderlichen Parkplätze, Wander- 
wege, Schutzhütten, Spiel- und Zeltplätze für 
die Jugendlichen und andere Einrichtungen der 
Naturschutzparks anzulegen und zu unterhal- 
ten? 

Treffen Pressemitteilungen zu, nach denen 
der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten für den Obst- und Gemüse- 
bau insgesamt 60 Millionen DM für erhöhte 
Werbungsaufwendungen, Rationalisierungs- 
maßnahmen und Maßnahmen für die Struktur- 
verbesscrung zur Verfügung stellen will? 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, ob die in Frankreich rechtswidrig ge- 
währten Lagerprämien für Obst, vor allem 
für Äpfel, noch gewährt werden? 

Hält die Bundesregierung angesichts der durch 
die Aufwertung der DM zu erwartenden 
8,5Voigen Senkung des Erzeugerpreisniveaus 
für Agrarprodukte, die Agrarmarktordnungen 
unterliegen, die Ankündigung des Verbandes 
der Deutschen Fleischwaren- und Feinkostin- 
dustrie vom November dieses Jahres für ge- 
rechtfertigt, daß im Bereich der dem Verband 
angeschlossenen Industrie in den nächsten 
Wochen mit Preiserhöhungen bis zu lO^/o zu 
rechnen sei und teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß eine solche Verlautbarung 
dieses Verbandes auf Grund von Absprachen 
zwischen Unternehmen erfolgt sein könnte, 
die eine kartellrechtliche Überprüfung notwen- 
dig machen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Dezember 
dieses Jahres und Anfang nächsten Jahres Ein- 
fuhrvorratsstellen zur Auslagerung von 
Fleisch und Fleischerzeugnissen zu veranlas- 
sen, um Preissteigerungen auf dem Fleisch- 
sektor im Interesse des Verbrauchers zu ver- 
hindern? 
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82. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Zuschuß 

Dr. Jobst für die 41 Naturparks angesichts ihrer Bedeu- 

tung für die Allgemeinheit im Haushaltsjahr 
1970 nicht nur in gleicher Höhe beizubehalten 
sondern zu erhöhen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


83. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


04. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


85. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, den von 
der Regierung Kiesinger am 14. Juni 1969 ein- 
gebrachten, aber in der 5. Legislaturperiode 
nicht mehr verabschiedeten Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung der Vor- 
schriften über die Wiedergutmachung natio- 
nalsozialistischen Unrechts in der Sozialversi- 
cherung (WGSVÄndG), Drucksache V/4383, er- 
neut einzubringen? 

Weshalb hat die Bundesregierung nur für die 
Arbeitnehmer, die in Frankreich arbeiten und 
in Deutschland wohnen, eine Überbrückungs- 
hilfe als Teilentschädigung für den aus der 
Aufwertung entstandenen Einkommensverlust 
vorgesehen? 

Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 
daß die in Deutschland wohnenden und in 
anderen Ländern — z. B. in Luxemburg oder 
Belgien — tätigen Arbeitnehmer auch An- 
spruch auf einen derartigen Schadensausgleich 
haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


86. v^bgeordneter Besteht im Bundesverteidigungsministerium 
Schwabe die Absicht, auf den Erkennungsmarken aller 

Soldaten neben der bereits vermerkten Reli- 
gionszugehörigkeit auch noch die Blutgruppe 
des Soldaten zu vermerken? 


87. Abgeordneter Wann gibt die Bundesregierung den Katalog 
Pawelczyk der Dienstposten für Fachoffiziere den Trup- 

penteilen der Bundeswehr bekannt, um die bei 
Kommandeuren und betroffenen Soldaten be- 
stehende Unsicherheit zu beseitigen? 


88. Abgeordneter In welchem Umfang ist die Einweisung in 
Pawelczyk Dienstposten der Besoldungsgruppe All für 

Fachoffiziere in der Übergangszeit vorgese- 
hen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


89. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Initiative 
Dichgans zu ergreifen, um den lärmmindernden Umbau 

der Strahltriebwerke bei Flugzeugen zu er- 
zwingen, der nach der Meinung der Luft- und 
Raumfahrtbehörde der Vereinigten Staaten 
(NASA) den Lärm um die Hälfte vermindern 
könnte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieweit der 
Plan von acht europäischen Ländern gedie- 
hen ist, zukünftig auf eine europäische Ju- 
gendkarte für Jugendliche im Alter von 10 bis 
21 Jahren eine 25-prozentige Fahrpreisermäßi- 
gung bei den Eisenbahnen zu gewähren? 

Wird die Bundesregierung bei Durchführung 
dieses Planes dafür eintreten, daß auch in der 
Bundesrepublik Deutschland dieses Vorhaben 
verwirklicht wird? 

92. Abgeordneter Ist damit zu rechnen, daß jetzt, nachdem die 

Ollesch politische Zuständigkeit für Bahn und Post zu- 

sammengefaßt worden ist, die Zusammenle- 
gung der Omnibusbetriebe der Deutschen Bun- 
desbahn und der Deutschen Bundespost durch- 
geführt wird? 

93. Abgeordneter In welcher Weise ist die Bundesregierung 

Ott ihrer Erklärung in der 27. Sitzung vom 9. März 

1966 nachgekommen, wonach sie prüfen lassen 
will, ob bei Kraftwagen einheitliche Ab- 
schleppvorrichtungen erstellt werden können, 
damit das Abschleppen von Personenkraft- 
wagen ohne Zeitverlust durch genormte Vor- 
richtungen erfolgen kann? 

94. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Seefeld die im Einzelplan 12 bei Kapitel 12 12, Titel 

532 07 „Fürsorgemaßnahmen (Erste Hilfe für 
Unfallverletzte im Straßenverkehr)" genann- 
ten Mittel zu erhöhen, da der bisher veran- 
schlagte Betrag von 300 000 DM im Hinblick 
auf die dringend erforderliche Einleitung wei- 
terer progressiver Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Unfallrettung als zu niedrig erscheint? 

95. Abgeordneter Sieht der Bundesminister für Verkehr eine 

Schwabe Möglichkeit, auf die Bundesländer hinzuwir- 

ken, um ein Übereinkommen wegen der Feier- 
tagsregelung über die Grenzen der Bundes- 
länder hinweg zu erzielen? 


91. Abgeordneter 

Josten 


90. Abgeordneter 

Josten 
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96. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, den öffentli- 
Erhard chen Personennahverkehr stärker als seither 

(Bad Schwalbach) zu fördern, insbesondere den Vorschlag der 
Länderverkehrsminister aufzunehmen, wo- 
nach der öffentliche Linienverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen von der Mineralölsteuer befreit 
werden soll und den sogenannten Globalaus- 
gleich, wie er vom Verband öffentlicher Ver- 
kehrsbetriebe (VÖV) vorgeschlagen wird, zu 
verwirklichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

97. Abgeordneter Auf welche Weise gedenkt die Bundesregie- 

Dr. Hubrig rung eine Akademikerbedarfsprognose in ihre 

Überlegungen zur Bildungsplanung einzube- 
ziehen? 

98. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die von der Bundes- 

Dr. Probst assistentenkonferenz geäußerte Kritik am 

Wissenschaftsrat für berechtigt? 

99. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu einem künf- 

Dr. Probst tigen Mitspracherecht der Bundesassistenten- 

konferenz und von Studentenvertretern im 
Wissenschaftsrat? 

100. Abgeordnete Welche konkreten Experimente befürwortet 

Frau Dr. Walz der Bundesminister für Bildung und Wissen- 

schaft im Bereich des Bildungswesens? 

101. Abgeordnete Gilt die Drittelparität, mit der der Bundesmi- 
Frau Dr. Walz nister für Bildung und Wissenschaft experi- 
mentieren will, auch für die Forschungsent- 
scheidungen, insbesondere im naturwissen- 
schaftlich-technischen Bereich? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

102. Abgeordneter Sind die Angaben in dem Artikel „Schwarze 

Matthöfer Listen für Athen" in der Zeit vom 7. Novem- 

ber 1969 über die Tätigkeit der griechischen 
Arbeitskommissionen in deutschen Arbeits- 
ämtern zutreffend und kennt die Bundesregie- 
rung das in diesem Artikel erwähnte Material 
über die Kommissionen, das dem Hamburger 
Innensenator von griechischen Widerstandsor- 
ganisationen übergeben wurde? 

103. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung verhindern, daß 

Matthöfer diese Kommissionen mit Hilfe schwarzer Li- 

sten griechische Demokraten bei den Dikta- 
turbehörden ihrer Heimat denunzieren und 
die ihnen in der Bundesrepublik Deutschland 
eingeräumten Vorrechte für demokratiefeind- 
liche Propagandaaktivitäten mißbrauchen? 
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104. Abgeordneter 

Geisenhofer 


105. Abgeordneter 
Härzschel 


106. Abgeordneter 
Härzschel 


107. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


108. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


109. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


HO. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


111. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 


Tst die Bundesregierung bereit, dafür zu sor- 
gen, daß alsbald folgende Punkte auf die Ta- 
gesordnung des xVlinisterrats der Europäischen 
Gemeinschaften gesetzt und beraten werden: 
der dem Ministerrat vom Europäischen Parla- 
ment zugeleitete Entwurf betr. die Wahl der 
Mitglieder des Europäischen Parlaments, 
der dem Ministerrat von der Kommission vor- 
gelegte Entwurf betr. die Erweiterung der Be- 
fugnisse des Europäischen Parlaments (Haus- 
hdltrecht) und 

der dem Miiiisterrat von der Kommission vor- 
gelegte Vorschlag betr. die eigenen Finanz- 
quellen der Gemeinschaft? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Biafra völ- 
kerrechtlich anzuerkennen und sieht sie in 
in einem solchen Schritt einen Weg, den Krieg 
schneller zu beenden? 


Leistet die Bundesrepublik Deutschland noch 
humanitäre Hilfe in Biafra und wird sie das 
auch weiterhin tun? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
alle Versicherungen des griechischen Obristen- 
regimes, zu den Prinzipien der Demokratie 
und der Menschenrechte zurückzukehren, nicht 
zuletzt durch die Terrorurteile der letzten Zeit 
gegen opponierende Gruppen sowohl mora- 
lisch wie auch objektiv gegenstandslos gewor- 
den sind? 


Ist die Bundesregierung unter diesen Um- 
ständen nunmehr dazu bereit, im zuständigen 
Ministerkomitee für einen Ausschluß Griechen- 
lands aus dem Europarat einzutreten? 


Welche Mitteilungen kann die Bundesregie- 
rung zu den Feststellungen im ZDF-Magazin 
vom 26. November 1969 machen, wonach u. a. 
Piloten der „DDR" mit sowjetischen Iljuschin- 
Bombern vor allem zivile Ziele, wie z. B. 
Rote-Kreuz-Krankenanstalten in Biafra, an- 
fliegen und mit Bomben zerstören? 


Ist es der Bundesregierung möglich, genaue 
Angaben darüber zu machen, wie hoch die 
Gelder sind, die wir an die verschiedenen 
UNO-Organisationen zahlen, ohne daß die 
Bundesrepublik Deutschland selbst Mitglied 
ist? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach Bundes- 
minister Leber bei seinem Besuch im Vatikan 
im Auftrag der Bundesregierung den Vatikan 
dazu zu bewegen suchte, seine bisherige Hal- 
tung zum Problem der Oder/Neiße-Linie zu 
Gunsten Polens zu ändern? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Welche Möglichkeiten hat das Auswärtige 

Schwabe Amt, kommunale Partnerschaften zu fördern? 

2. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Josten rung, bei den Verhandlungen mit den Ost- 

blockstaaten die Bestrebungen des Volksbun- 
des Deutscher Kriegsgräberfürsorge zur Fest- 
stellung von Gräbern der Gefallenen zu unter- 
stützen, um damit auch das Schicksal vieler 
Vermißter zu klären? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


3. Abgeordneter Wird die tagelange Verwahrung eines 19-jäh- 
Schwabe rigen in der psychiatrischen Landeskiinik 

Wunstorf nach einem Trunkenheitsdelikt An- 
laß zur Überprüfung der geltenden Bestim- 
mungen und ihrer Anwendung sein? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


4. Abgeordneter Welche Auswirkungen hat die Aufwertung 

Biechele der D-Mark für die Einwohner der Exklave 

Büsingen am Hochrhein, Landkreis Konstanz, 
die nach den Bestimmungen des sogenannten 
Büsinger Staatsvertrages in das schweizeri- 
sche Zollgebiet einbezogen wurde? 

5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, wie 

Biechele die durch die Aufwertung der D-Mark für den 

Großteil der Bevölkerung von Büsingen ver- 
ursachten Härten ausgeglichen werden kön- 
nen, nachdem Ausgleichsmaßnahmen für deut- 
sche Grenzgänger nach Frankreich und in die 
Schweiz erwogen werden (vgl. Brief des Bür- 
germeisteramtes Büsingen vom 20. Novem- 
ber 1969 an den Bundesminister für Wirtschaft 
und an den Bundesminister des Auswärtigen)? 

6. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die 

Dr. Schmitt- Musikinstumentenindustrie, die weitgehend 

Vodtenhausen mittelständisch strukturiert ist, zu den betrof- 
fenen Bereichen gehört, die durch die DM-Auf- 
wertung besonderen Schwierigkeiten gegen- 
übersteht? 
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7, Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 


Wieviel Dauerarbeitsplätze konnten in den 
Fördergebieten des Bundes und der Länder 
in der Zeit vom 1. Januar bis 31. Oktober 1969 
geschaffen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


8. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 


Stehen dem von der Landesregierung Nord- 
rhein-Westfalen beschleunigt betriebenen 
Ausbau des Flughafens Essen-Mülheim 
schwerwiegende Bedenken der Luftsicherung 
und Luftaufsichtskontrolle entgegen? 


Bonn, den 28. November 1969 
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